
Anlage B 
XIII. Satzung 

zur Änderung der Satzung über die Entsorgung von  
Grundstücksentwässerungsanlagen im Gebiet der Stadt Coesfeld  

vom ____________ 
 
 

Aufgrund der §§ 7 bis 10 und § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. d. F. der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV 
NRW S. 666/SGV NRW 2023), des § 18 a des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz – WHG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 19.08.2002 (BGBI I S. 
3245), der §§ 51, 53 und 53c des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz – LWG -) vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926/SGV NRW 77), des § 8 
des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) vom 27.09.1994 (BGBI. I, S. 2705 
ff.), der §§ 1, 2, 4 u. 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), jeweils in den z. Zt. gültigen 
Fassungen, hat der Rat der Stadt Coesfeld in seiner Sitzung am __________ folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
1. § 1 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage sowie Abfuhr und Behandlung der 
Anlageninhalte.“ 

 
2. § 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 2 
 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstückes ist 

vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der Stadt die 
Entsorgung einer Grundstücksentwässerungsanlage und die Übernahme des 
Inhaltes zu verlangen (Anschluss- und Benutzungsrecht). 

 
(2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinkläranlagen von der Entleerung 

ausgeschlossen, bei denen die Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des 
anfallenden Klärschlammes auf Antrag der Stadt von der zuständigen Behörde 
gemäß § 53 Abs. 4 Satz 2 LWG NRW auf den Nutzungsberechtigten des 
Grundstücks übertragen worden ist.“ 

 
3. § 3 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 3 
 

Begrenzung des Benutzungsrechtes 
 

(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Abwasser ausgeschlossen, das 
aufgrund seiner Inhaltsstoffe, 
1. die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten Mitarbeiter verletzt oder 

Geräte und Fahrzeuge in ihrer Funktion beeinträchtigt oder 
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftigte Personal gefährdet oder 

gesundheitlich beeinträchtigt oder 
3. die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift oder ihren Betrieb, 

die Funktionsfähigkeit oder die Unterhaltung gefährdet, erschwert, verteuert 
oder behindert oder 



4. die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder –verwertung beeinträchtigt 
oder verteuert oder 

5. die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage so erheblich stört, dass dadurch 
die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht 
eingehalten werden können. 
 

(2) Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, Grenzwerte 
einzuhalten, darf nicht erfolgen.“ 

 
4. § 4 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 4 
 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 

(1) Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Entsorgung 
der Grundstücksentwässerungsanlage ausschließlich durch die Stadt zuzulassen 
und den zu entsorgenden Inhalt der Stadt zu überlassen (Anschluss- und 
Benutzungszwang). 

 
(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das in landwirtschaftlichen 

Betrieben anfallende häusliche Abwasser. 
 
(3) Die Stadt kann im Einzelfall den Grundstückseigentümer für das in 

landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser auf Antrag vom Anschluss- und 
Benutzungszwang befreien, wenn die Voraussetzungen des § 51 Abs. 2 Nr. 1 LWG 
NRW gegeben sind. Hierzu muss der Grundstückseigentümer nachweisen, dass 
das Abwasser im Rahmen der pflanzenbedarfsgerechten Düngung auf 
landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Böden ohne 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den 
wasserrechtlichen, abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen und 
immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen aufgebracht wird. Der Nachweis ist 
erbracht, wenn der Landwirt eine wasserrechtliche, abfallrechtliche, 
naturschutzrechtliche und immissionsschutzrechtliche 
Unbedenklichkeitsbescheinigung der zuständigen Behörden vorlegt.“ 

 
5. § 5 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 5 
 

Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlage 
 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach den gemäß § 18 b WHG und § 57 
LWG NRW jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik zu bauen, zu 
betreiben und zu unterhalten. Die untere Umweltbehörde ordnet in ihrer Funktion als 
untere Wasserbehörde bei Bedarf die Sanierung an. 

 
(2) Grundstücksentwässerungsanlage und Zuwegung sind so zu bauen, dass die 

Grundstücksentwässerungsanlagen durch die von der Stadt oder von beauftragten 
Dritten eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge mit vertretbarem Aufwand die 
Entleerung durchführen können. Die Grundstücksentwässerungsanlage muss frei 
zugänglich sein, der Deckel muss durch eine Person zu öffnen sein. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des Abs. 2 nach Aufforderung der 

Stadt zu beseitigen und die Grundstücksentwässerungsanlage in einen 
ordnungsgemäßen Zustand zu bringen.“ 

 
6. § 6 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 



„(1) Die Entsorgung von Kleinkläranlagen erfolgt entsprechend den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik bei Bedarf, jedoch mindestens im zweijährigen 
Abstand. 
Wird im Einzelfall festgestellt, dass der Bedarf der Entleerung in den vorgenannten 
Abständen im Hinblick auf den Schlammspiegel nicht gegeben ist, können durch die 
Stadt größere, regelmäßige Entsorgungsabstände zugelassen werden. 
Abflusslose Gruben (Sammelgruben u. ä.) sind mindestens einmal jährlich 
vollständig zu entleeren; spätestens jedoch, wenn sie bis auf 50 cm unter Zulauf 
(Füllstandsgrenze) gefüllt sind.“ 

 
7. § 6 Abs. 6 wird wie folgt neu gefasst: 

„(6) Die Stadt bestimmt den genauen Zeitpunkt sowie die Art und Weise der 
Entsorgung.“ 

 
8. In § 11 Satz 2 wird der Betrag „24,04 EUR“ ersetzt durch „26,20 EUR“. 
 
9. In § 11 Satz 3 wird der Betrag „19,11 EUR“ ersetzt durch „20,74 EUR“. 

 
10. In § 14 Abs. 1 Buchstabe a) wird „§ 4“ ersetzt durch „§ 3“. 
 
11. In § 14 Abs. 1 Buchstabe b) wird „§ 5“ ersetzt durch „§ 4“. 

 
12. In § 14 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 EUR geahndet werden.“ 
 
 

Artikel II 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2010 in Kraft. 


